
Faktisch sind die Grünen das Zünglein
an der Waage im neuen Fünf-Parteien-Sys-
tem. Es kommt darauf an, in welche Rich-
tung sie tendieren – ob, zwecks Lösung aus
der babylonischen Gefangenschaft der SPD,
in Richtung bürgerliche Mitte mit mul-
tiplen Koalitionsoptionen oder in Rich-
tung einer modernen Linken. Heftige Aus-
einandersetzungen innerhalb der Partei
sind jedenfalls vorprogrammiert.

Die Ironie der Geschichte: Die alte ba-
bylonische Gefangenschaft hat sich heute
zu Lasten der SPD gedreht: Heute hängt
die SPD von der Bereitschaft der Grünen
ab, sich einem linken Lager zugehörig zu
fühlen.

Alles in allem also keine guten Aus-
sichten für eine linke Renaissance. Und
dennoch besteht die Chance, in der Oppo-
sition neue Kontur und neue Mehrheiten
zu gewinnen. Dafür bedarf es sowohl der
Arbeit der Zuspitzung als auch der Arbeit
der Integration. Bei aller Notwendigkeit,
ein neues scharfes Profil und eine regie-
rungsfähige Alternative zu entwickeln, darf
die SPD auf keinen Fall den Anspruch auf-

geben, Volkspartei und damit potenzielle
Partei aller Bürger zu sein. Bereits jetzt ist
ganz klar zu erkennen, dass man in der
schwarz-gelben Koalition auf die angeblich
»bürgerliche« Karte setzt, um die SPD auf
Dauer von der Mitte und der mit ihr zu-
sammenhängenden Gestaltung der Regie-
rungspolitik auszuschließen.

Dem gilt es mit Herbert Wehner ent-
gegenzuhalten: »Wir sind alle Bürger die-
ser Bundesrepublik; die [gemeint war die
Union] muss schon einen besonderen Be-
griff von Bürgerlichkeit konstruieren, um
uns auszuschließen.« Sollte es den C-Par-
teien in den nächsten Jahren jedoch tat-
sächlich gelingen, die SPD aus der Mitte des
Parteienspektrums zu verdrängen, würde
es die Sozialdemokratie in die Zeit vor Go-
desberg zurückwerfen und erneut zu einer
Klientelpartei der Marginalisierten ma-
chen. Dann dürfte sich die deutsche So-
zialdemokratie wohl auf lange Zeit von der
Regierungsmacht verabschieden.Auch der
150. Jahrestag ihres Bestehens – just im
nächsten Wahljahr 2013 – würde dann al-
les andere als ein Freudentag werden.
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Fast 20 Jahre brauchte die SPD nach dem
Zweiten Weltkrieg, um in der Bundesre-
publik ein politisches Projekt aufzubauen,
das zugleich hegemoniefähig und poli-
tisch durchsetzbar war. »Mehr Demokra-
tie wagen!« nach innen mit einem Ausbau
der Mitbestimmung und umfassenden
Reformen auf den Gebieten von Bildung,
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Familien und Recht und eine neue Ost-
politik nach außen waren die großen Re-
formansätze, die breiteste Schichten der
Bevölkerung, die Lohnabhängigen wie die
neuen Mittelschichten,Ältere und Jugend-
liche ansprachen und von Gewerkschaften
wie sozialen Bewegungen unterstützt wur-
den. In der Großen Koalition zwischen
1966 und 1969 bewies sie Regierungs-
fähigkeit und konnte zugleich eine aktive
Beziehung zu den neuen sozialen Bewe-
gungen aufbauen. Sie vermochte es, 1969
eine sozialliberale Regierung unter ihrer
Führung zu etablieren, die 13 Jahre – bis
1982 – hielt.

Als die SPD 1998 mit den Grünen er-
neut die Regierung stellte,war dies eine po-
litisch machbare Konstellation – getragen
von den eigenen Anhängern, als legitim
anerkannt in der Bevölkerung, bewährt in
einer Reihe von Bundesländern, vorange-
trieben durch eine Führungsgruppe, die
miteinander »konnte«. Aber das in den
80er Jahren entstandene rot-grüne Pro-
jekt eines sozialökologischen Umbaus, der
Nichtangriffsfähigkeit im Rahmen gesamt-
europäischer Formen von Sicherheit war
dem Motto »Innovation und soziale Ge-
rechtigkeit« gewichen, das zusammen füh-
ren sollte, was am Ende nicht verbunden
wurde. 1998 war so vor allem eine Abwahl
von Kohl und weniger eine Wahl eines
neuen gesellschaftlichen Aufbruchs. Rot-
Grün scheiterte 2005 nicht aus eigener
Handlungsunfähigkeit, sondern aus man-
gelnder Hegemoniefähigkeit. Das »soziale
Herz« der SPD war getroffen durch die
Agenda 2010 und hatte sie einen Teil ihrer
sozialen Basis und Glaubwürdigkeit gekos-
tet. Die Gewerkschaften distanzierten sich,
und die Linkspartei wurde dauerhaft etab-
liert. Aus der zweiten Großen Koalition in
der Geschichte der Bundesrepublik geht
die SPD anders als 1969 nicht nur extrem
geschwächt hervor, wurde in die Opposi-
tion verbannt, sondern auch ohne jede
Perspektive. Ihre Richtungslosigkeit wurde
bestraft. Ihre möglichen Anhänger blieben

millionenfach zu Hause oder wählten z.B.
die Linkspartei.Manche wandten sich auch
der CDU zu.

Hegemoniefähigkeit 
schaffen

Wer mit Blick auf die Zukunft und die
nächste Bundestagswahl spricht, der muss
zunächst darüber sprechen, ob ein Projekt
geschaffen werden kann, das gegenüber
Schwarz-Gelb hegemoniefähig sein kann.
Schon die Beliebigkeit, mit der über alle
möglichen Koalitionen gesprochen wird,
zeigt, dass es dieses nicht gibt. In Deutsch-
land existiert, wie eine jüngste empirische
Studie, die im Auftrag der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung erarbeitet wurde, zeigt, ein
Konsens, der für die Verbindung eines star-
ken universellen Sozialstaates mit einem
breiten Angebot öffentlicher Dienstleis-
tungen und einer lebendigen unterneh-
mensorientierten Wirtschaft im Rahmen
von Mitbestimmung und wirksamen po-
litischen Rahmensetzungen steht. Auf die-
ser Grundlage kann eher eine sozial-liber-
täre Politik, mit Abstrichen aber auch eine
marktliberal-autoritäre Politik betrieben
werden. Erstere würde sich vor allem auf
die sozial-libertäre Mitte mit ihrem Schwer-
punkt im öffentlichen Sektor und dem Be-
reich der personenbezogenen Dienstleis-
tungen sowie der modernen Informations-
und Kulturindustrie, auf bedrohte Kern-
belegschaften und prekarisierte Gruppen
stützen, letztere vor allem auf marktwirt-
schaftlich orientierte Mittelschichten und
traditionelle Gruppen. Ersteres wäre ein
solidarisches Mitte-Unten-Bündnis, letzte-
res eine marktliberal-paternalistische Alli-
anz. Anhänger eines solidarischen Bünd-
nisses setzen sehr stark auf mehr Bürger-
beteiligung und gesellschaftlichen Dialog
und Ideensuche, die einer marktliberalen
Allianz eher auf Führung und auch radi-
kale Einschnitte. Es sind besonders die
Gruppen der unteren Mitte, die das eine

DA S T H E M A

N G | F H   1 1 | 2 0 0 9 4 5

NGFH_11-09_Umbruch_Archiv.qxd  27.10.2009  11:59  Seite 45

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 45] NGFH_11-09_Umbruch_Archiv.pdf



wie aber auch das andere Bündnis unter-
stützen können. Sie entscheiden damit vor
allem, wer Mehrheiten bekommt.

Noch aber wird eine erneuerte sozial-
libertäre Politik nicht durch gemeinsame
Projekte gestützt, die durch SPD, Grüne
und Linkspartei sowie Gewerkschaften
und soziale Bewegungen getragen werden,
die soziale Gerechtigkeit, Bewahrung der
Umwelt und insbesondere der Klimastabi-
lität, eine erneuerte Friedenspolitik mit
besseren Lebenschancen gleichermaßen
für die Mittelschichten und die Lohnab-
hängigen und eine neue Welle von Innova-
tionen und Produktivität verbinden wür-
den. Dies würde neue Chancen individuel-
ler Freiheit und solidarischer Selbstent-
faltung freisetzen. Unterhalb eines solchen
Anspruchs ist aber Hegemoniefähigkeit
nicht zu haben. Nicht einfache konserva-
tive Vertretung vorhandener Interessen,
sondern ihre Verwandlung in attraktive
Perspektiven innerhalb eines neuen Ent-
wicklungspfads von Gesellschaft ist die
Aufgabe moderner linker Politik.

Die Partei Die Grünen haben mit ih-
rem Green New Deal einen Richtungsvor-
schlag gemacht. Er ist fast völlig auf die
besserverdienenden Mittelschichten zuge-
schnitten und sozial blind. Die Partei Die
Linke hat die soziale Frage in den Mittel-
punkt gestellt, wird deshalb von größeren
Teilen der Bevölkerung als politische Kraft
angesehen, die wie Robin Hood auf die
Ungerechtigkeit in Deutschland aufmerk-
sam macht, aber ihr werden nur geringe
Zukunftskompetenzen zugesprochen. Sie
hat besonderen Zuspruch bei Arbeitneh-
mern und Arbeitslosen. Die SPD steht ge-
genwärtig nur für eine soziale Nuancie-
rung der gemeinsamen Politik mit der
CDU und CSU. Die Gewerkschaften agie-
ren unter diesen Bedingungen weitgehend
strukturkonservativ und die zunehmend
wieder fragmentierten sozialen Bewegun-
gen finden keine gesellschaftliche Projek-
tionsfläche in der Politik. Sie bleiben des-
halb schwach.

Strategische Weichenstellungen
statt taktischer Manöver

Die Aufgabe ist nicht, ein auf kürzere Zeit
gestelltes Mitte-Links-Regierungsbündnis
zu bilden, sondern einen wirklichen Rich-
tungswechsel der Politik herbeizuführen.
Nicht taktische Manöver, sondern strategi-
sche Weichenstellungen sind gefragt. Da-
mit geht es um linke Mehrheiten für eine
andere Politik. Eckpunkte, die sich aus den
Ansätzen aller genannten Kräfte ergeben,
wären eine neue Solidarität, ein Rot-Grü-
ner, ein Sozial-Ökologischer New Deal.
Wichtigste Schritte auf dem Wege der soli-
darischen Umgestaltung der Gesellschaft
sind der Kampf für eine breitere gesell-
schaftliche Veränderung: (1) eine neue
Richtung der gesellschaftlichen Entwick-
lung: eine sozialökologische Transforma-
tion der gesamten Produktions- und Le-
bensweise in den nächsten zwei Jahrzehn-
ten; (2) eine neue Form sozialer Sicherheit
und Integration auf der Basis einer armuts-
festen bedarfsorientierten Grundsicherung,
und die Erneuerung des öffentlichen und
der Aufbau eines solidarischen Sektors der
Bildung, Gesundheitsvorsorge, Wissen-
schaft und Forschung, des Sports, der so-
zialen Dienste und Pflege sowie des Natur-
schutzes; (3) neue Macht-, Eigentums- und
Verfügungsverhältnisse durch die Soziali-
sierung der Investitionsfunktion (Primat
der Politik bei volkswirtschaftlich rele-
vanten Richtungsentscheidungen) und die
Demokratisierung der Wirtschaft und des
Staates, und (4) eine neue internationale
Solidarität durch stärkere Beiträge zu ge-
meinsamer Entwicklung in Frieden und
Sicherheit (siehe ausführlicher dazu eine
Position des Instituts für Gesellschafts-
analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung in
der Zeitschrift Luxemburg. Gesellschafts-
analyse und linke Praxis, Heft 1/2009 bzw.
http://www.rosalux.de/cms/fileadmin/rls_
uploads/pdfs/kontrovers_02-09.pdf).

Die gemeinsame Arbeit an einer linken
Hegemonie auf der Basis tragfähiger Pro-
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jekte ist aber nur ein Teil der Aufgabe. Diese
Projekte müssen auch politisch durchsetz-
bar sein. Dazu sind gemeinsame Regierun-
gen von SPD und Linkspartei gemeinsam
mit den Grünen in den Bundesländern not-
wendig. Aus praktischer Arbeit kann wie in
Berlin Vertrauen erwachsen, kann gelernt
werden. Noch ist vor allem die Anhänger-
schaft der SPD im Verhältnis zur Linkspar-
tei tief gespalten. Es ist an beiden, SPD wie
Linkspartei, dazu beizutragen, dies schnell
zu überwinden.

Mehr linke
Gemeinsamkeit wagen

Die Arbeit an gemeinsamen Grundposi-
tionen zu einem Projekt Neuer Solidarität
durch die drei genannten Parteien, Gewerk-
schaften und soziale Bewegungen könnte
wie vor 1989 das SPD-SED-Papier ein wich-
tiger Schritt sein, um prinzipielle Unver-
träglichkeit durch vorwärtsweisende Lö-
sungen zu überwinden.

Auf allen diesen Wegen kann auch die
notwendige personelle Zusammenarbeit

entstehen, ohne die in der Politik nichts
geht.

Die hinter uns liegende Bundestags-
wahl sollte Anlass sein, endlich mehr linke
Gemeinsamkeit zu wagen. Es wäre ein Ex-
periment mit offenem Ausgang. Aber es
lohnt sich, es zu testen. Die Vorherrschaft
der Konservativen in Deutschland ist durch
keine strukturellen Mehrheiten in der Ge-
sellschaft gedeckt, sondern durch das Feh-
len eines linken Projekts und die Spaltung
der Linken selbst verursacht. Die Vorherr-
schaft des bürgerlichen Lagers kann gebro-
chen werden.

Der entfesselte Kapitalismus muss ei-
ner solidarischen Mehrsektorenwirtschaft
weichen, damit die Klimakatastrophe ver-
hindert wird, eine nächste Finanz- und
Wirtschaftskrise nicht zum Kollaps der
Staaten und ihrer Finanzen führt, die Ge-
sellschaft nicht auseinander bricht in Arm
und Reich, in »Leistungsträger« und »Mar-
ginalisierte«. Wer diesen Gefahren nicht
ohnmächtig entgegenstarren will, muss
sich nach links und zugleich vorwärts zu
modernen ökologischen und sozialen Ent-
wicklungspfaden bewegen – gemeinsam.

DA S T H E M A

N G | F H   1 1 | 2 0 0 9 4 7

NGFH_11-09_Umbruch_Archiv.qxd  27.10.2009  11:59  Seite 47

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 47] NGFH_11-09_Umbruch_Archiv.pdf


